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Hintergrund

In Zeiten multipler Krisen sollte das
Zusammenspiel von Umwelt und Ge-
sundheit im Fokus stehen, da es eine
zentrale Voraussetzung für die Resili-
enz, Sicherheit und Zukunftsfähigkeit
Deutschlands ist. Als hochindustriali-
sierter und zugleich von den Folgen des
Klimawandels, demografischen Verän-
derungen, globalen Gesundheitsrisiken
und geopolitischen Spannungen betrof-
fener Staat ist Deutschland in beson-
derem Maße auf stabile Umwelt- und
Gesundheitsbedingungen angewiesen.

Die Notwendigkeit, mit multiplen
Krisen umzugehen, stellt unsere Gesell-
schaft aktuell vor große Herausforderun-
gen. Umso mehr gilt es, die Anfälligkeit
der gesellschaftlichenTeilsysteme gegen-
überexternenSchockszureduzieren.Die
Verwundbarkeit des Gesundheitssektors

Das Positionspapierwurde imUmlaufbeschluss
von allen 17 Kommissionmitgliedern einstim-
migverabschiedet.

wurde bereits während der Corona-Pan-
demie deutlich. Sie wird aber angesichts
der Risiken, die durch die ökologische
Krise entstehen, ungleich höher wer-
den. Um die Funktionsfähigkeit des
Gesundheitssystems zu bewahren, soll-
te die Stabilität des Ökosystems daher
als Teil einer integrierten Sicherheits-
strategie verstanden werden. Aus Sicht
der Kommission ist es entscheidend,
aktuelle und künftige Risikofaktoren in
diesem Kontext zu erkennen und vor-
ausschauend zu handeln. Im Interesse
einer resilienten Gesellschaft bedeutet
das für die Gesundheitspolitik, Umwelt-
und Gesundheitsaspekte in allen Poli-
tikbereichen zu berücksichtigen. Daher
ist die Einbeziehung von Umwelt- und
Gesundheitsaspekten in alle Politikbe-
reiche („Health in all Policies“ – HiAP)
insbesondere bei komplexen Krisen und
auch bezogen auf Sicherheitsstrategien
bedeutsam.

Wenn Umwelt- und Gesundheitspro-
bleme in Krisen nicht ausreichend be-
achtet werden, können sie sich gegen-

seitig verstärken und die politische Sta-
bilität im In- und Ausland gefährden.
Aus Sicht der Kommission ist es da-
her insbesondere angesichts der aktu-
ellen schwierigen Rahmenbedingungen
entscheidend, zentrale Aspekte des Zu-
sammenspiels von Gesundheit und Um-
welt und ihre besondere Bedeutung für
die Vorsorge, Krisenfestigkeit und nach-
haltige Entwicklung Deutschlands her-
vorzuheben.

Unsere Gesundheit wird beeinflusst
von den Umweltbedingungen, die uns
umgeben und in Verbindung mit unse-
rem individuellen Gesundheitsverhalten
stehen. Für die Kommission umfasst der
Begriff „Umwelt“ mehr als nur die natür-
lichen Ökosysteme. Verschiedene Um-
weltbereiche können sich in vielfältiger
Weise direkt oder indirekt (über sozio-
kulturelle Faktoren vermittelt) auf die
menschliche Gesundheit auswirken. Die
Umwelt kann Gesundheit aktiv fördern,
zum Beispiel durch die Erbringung von
Ökosystemdienstleistungen wie die Be-
reitstellung von Nahrung und sauberem
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Trinkwasser oder in Form vonOrten, die
der körperlichen Aktivität dienen. Auch
könnengesundheitsschädigendeEinflüs-
se abgemildert oder verhindert werden.

Negative Einflüsse aus derUmwelt auf
die menschliche Gesundheit, die in den
Gesundheitswissenschaften im Fokus
stehen, sind vor allem die Folge mensch-
licher Eingriffe inÖkosysteme.Dies wird
in globalen und lokalen Problemen wie
Klimawandel, Umweltverschmutzung,
Biodiversitätsverlust, auftretenden Pan-
demien oder den zahlreichen gesund-
heitlichen Folgen von Kriegen sichtbar.
Die unterschiedliche Exposition ver-
schiedener Bevölkerungsgruppen hin-
sichtlich umweltbedingter Risiken und
ihr Zugang zu gesundheitsförderlichen
Umweltbedingungen spielen bei der Be-
trachtungderZusammenhängezwischen
Umwelt und Gesundheit eine zentrale
Rolle und finden sich im Querschnitts-
bereich der Umweltgerechtigkeit wieder.

Wenn präventive Maßnahmen über
alle Bereiche hinweg nachhaltig umge-
setzt werden, entstehen gesunde und ge-
rechte Lebensbedingungen. Auch aus ei-
ner gesundheitsökonomischen Perspek-
tive ist das relevant, denn Vernachläs-
sigung von Umwelt- und Gesundheits-
schutzverursacht langfristighoheKosten
undmehr Krankheits- sowie Ausfalltage.

In einer politisch wie auch ökologisch
angespannten globalisierten Welt wird
deutlich, dass Umwelt-, Gesundheits-
und Sicherheitsfragen eng miteinander
verflochten sind. Eine intakte Umwelt
stellt nicht nur ein ökologisches und
ethisches Ziel dar, sondern fungiert als
zentrale Gesundheitsressource, die we-
sentlich zur Stabilität und Sicherheit
aller Gesellschaften beiträgt. Sie bildet
eine zentrale Voraussetzung für den Er-
halt der menschlichen Gesundheit und
das Wohlergehen einer Bevölkerung
[1, 2]. Der Rückgang der Biodiversi-
tät und funktionaler Lebensräume, die
vielfältigen Umweltbelastungen durch
gesundheitsschädliche Stoffe in Was-
ser, Boden und Luft sowie die Folgen
des Klimawandels ergeben eine gesund-
heitspolitische Herausforderung, welche
auch dann besteht, wenn andereThemen
zwischenzeitlich dringlicher erscheinen.
Mittel- und langfristig werden diese
Krisen nur durch geschickte politische

Entscheidungen auf der Basis intensi-
ver Forschung und Entwicklung lösbar
sein. Umwelt und Gesundheit zusam-
menzudenken ist gerade unter aktuellen
politischen Entwicklungen entscheidend
in Deutschland, da sie wichtige Ressour-
cen für die innere Sicherheit, z.B. im
Fall von Katastrophen, und äußere Si-
cherheit, z.B. im Fall von geopolitischen
Bedrohungen, darstellen.

Beispiele für Zusammenhänge
zwischen Umwelt, Gesundheit
und Sicherheit

Trotz Erfolgen im Umweltschutz be-
stehen in Deutschland weiterhin un-
mittelbare Gesundheitsrisiken aufgrund
von negativen Umwelteinflüssen für die
Bevölkerung [3]. Dazu gehören Luft-
und Wasserverschmutzung (z.B. durch
Mikroplastik, Chemikalien, Arzneimit-
tel, Dünger und Pestizide in Gewässern)
sowie Lärmbelastung, Hitze- und Belas-
tungendurchUltraviolettstrahlung (UV-
Belastungen), Flutereignisse, sich aus-
weitende Antibiotikaresistenzen und ein
zunehmender Verlust der Biodiversität.
Auch der oft fehlende oder erschwerte
Zugang zu Umweltressourcen wie öf-
fentliche Grünflächen bleibt gerade für
vulnerable Gruppen ein substanzielles
Problem. Studien zeigen, dass Umwelt-
verschmutzung international jährlich
Millionen vorzeitige Todesfälle verur-
sacht und Umweltbelastungen auch zu
signifikant erhöhter Morbidität und ver-
ringertem Wohlbefinden beitragen [4].
Der Klimawandel verschärft diese Belas-
tungen durch Hitzestress, erhöhte UV-
Strahlung, begünstigte Ausbreitung von
Infektionskrankheiten, Ernährungsunsi-
cherheit und psychische Erkrankungen
[5–7]. Diese Erkenntnisse sind ange-
sichts der zunehmenden Alterung der
Gesellschaft von besonderer Relevanz.

In einigen Bereichen sind die ge-
sundheitsgefährdenden Auswirkungen
negativer Umwelteinflüsse seit Langem
bekannt und es sind bereits Maßnah-
men zum verbesserten Umweltschutz
sowie zur Prävention umweltbedingter
Erkrankungen eingeleitet worden. So
wurden insbesondere in der Luftreinhal-
tung deutliche Erfolge erzielt. Trotzdem
ist beispielsweise Feinstaub immer noch

einer der gesundheitsrelevantesten Luft-
schadstoffe. Die auf breiter wissenschaft-
licher Basis erarbeiteten Richtwerte der
Weltgesundheitsorganisation (WHO;
[8]) werden in zahlreichen deutschen
Städten weiterhin deutlich überschritten
(siehe [9]). Feinstaub wurde im Rahmen
des Global-Burden-of-Disease-(GBD-)
Projektes im Mai 2024 als wichtigster
Risikofaktor für die Gesamtkrankheits-
last weltweit identifiziert [10]. In ande-
ren Handlungsfeldern fehlen wirksame
Maßnahmen noch oder sind nur unzu-
reichend umgesetzt, wie z.B. im Klima-
und Biodiversitätsschutz.

Die Bedeutung von Umwelt und
Gesundheit wird im Vergleich zu an-
deren Themen im Kontext von innerer
und äußerer Sicherheit oft unterschätzt.
Dies zeigt sich derzeit weltweit in po-
litischen Planungen und Programmen,
welche einen Fokus im Bereich der Si-
cherheit sehen, jedoch die Umwelt und
die Verflechtungen mit der Gesundheit
als Sicherheitsressource zum Teil nicht
berücksichtigen. Dazu zählen Klimapo-
litikabschwächungen der Europäischen
Union (EU), wie beispielsweise die Auf-
weichung des Verbots von per- und
polyfluorierten Chemikalien (PEFAS),
als eine Priorisierung wirtschaftlicher
Sicherheit vor langfristiger Umwelt- und
Gesundheitssicherheit. Eine Rolle spielt
auch der Abbau von Umweltstandards
in Krisenzeiten: Mit Argumenten zu
Sicherheitsaspekten wird in Zeiten ho-
her Energiepreise oder geopolitischer
Spannungen der Umweltschutz oft kurz-
fristig zurückgefahren (z.B. Rückkehr
zu Kohle- oder Gaskraftwerken, Lo-
ckerung von Naturschutzauflagen und
Umweltstandards sowie beim Infra-
struktur-Zukunftsgesetz, welches sich
auf die Gewährleistung der öffentlichen
Sicherheit beruft). Dabei werden die
gesundheitlichen Langzeitfolgen in die
Sicherheitsbilanz nicht einbezogen. Dies
betrifft ebenso den Wiederaufbau nach
Konflikten und Kriegen.

Soziale, wirtschaftliche und gesund-
heitliche Risiken können die innere
Sicherheit eines Staates gefährden. So
können Umweltzerstörung und unglei-
che Umweltbelastungen soziale Span-
nungen intensivieren und Vertrauen in
staatliche Institutionen schwächen [11].
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Dagegen trägt eine intakte, gesundheits-
förderliche Umwelt zu sozialem Frieden
bei, da sie die Lebensqualität erhöht,
über umweltbezogene Prävention Ge-
sundheitskosten senkt und psychische
Belastungen reduziert.

Auch im Bereich der äußeren Sicher-
heit nehmen Umwelt- und Klimaschutz
eine wichtige Rolle ein. Der Sicher-
heitsrat der Vereinten Nationen (UN-
Sicherheitsrat) erklärte bereits 2007, dass
der Klimawandel ein „Bedrohungsmul-
tiplikator“ für internationale Stabilität
ist [12]. Konflikte um Wasser, Nah-
rungsmittel und Land werden durch
ökologische Krisen verschärft und kön-
nen zu Migration, Verlust staatlicher
Autorität und Strukturen sowie letztlich
auch zu militärischen Auseinanderset-
zungen führen.DieNATO (NorthAtlan-
tic Treaty Organization „Organisation
des Nordatlantikvertrags“) bezeichnet
in ihrem strategischen Konzept [13]
den Klimawandel sogar als die größte
Herausforderung für die Sicherheit der
NATO-Mitgliedstaaten. Der Klimawan-
del wirkt sich direkt auf die militärische
Infrastruktur und Ausrüstung sowie in-
direkt auf Missionsprofile, militärische
Lieferketten und das Sicherheitsumfeld
des Bündnisses aus [13].

Der Wissenschaftliche Beirat der
Bundesregierung Globale Umweltverän-
derungen (WBGU)äußert sich in seinem
aktuellen Politikpapier dazu: „Nur ein
integriertes Sicherheitskonzept, das ne-
ben dem unmittelbaren Schutz vor Krieg
und Gewalt auch den weltweiten Schutz
natürlicher LebensgrundlagenwieKlima
und Biodiversität sowie globale Gerech-
tigkeit, gesellschaftlichenZusammenhalt
und Frieden umfasst, kann langfristig
erfolgreich sein“ [14]. Bereits in der
Ottawa-Charta 1986 wurde neben ei-
nem stabilen Ökosystem auch Frieden
als Gesundheitsdeterminante benannt.
Einen Beitrag dazu können auch ge-
meinsame Umweltinitiativen leisten, die
durch ihre Arbeit Friedensprozesse und
internationale Kooperation fördern [15].

Damit wird deutlich, dass Maßnah-
men zum Schutz von Umwelt und Ge-
sundheit sowie die gemeinsame Betrach-
tung von Umwelt- und Gesundheitsthe-
men Staaten sowohl im Inneren als auch
nachaußenstabilisieren, indemKonflikt-
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Zusammenfassung
Negative Einflüsse aus der Umwelt auf
die menschliche Gesundheit, die in den
Gesundheitswissenschaften im Fokus stehen,
sind vor allem die Folge menschlicher
Eingriffe in Ökosysteme.Dies wird in globalen
und lokalen Problemen wie Klimawandel,
Umweltverschmutzung, Biodiversitätsverlust,
auftretenden Pandemien oder den zahlrei-
chen gesundheitlichen Folgen von Kriegen
sichtbar. In Zeitenmultipler Krisen sollte das
Zusammenspiel von Umwelt und Gesundheit
im Fokus stehen, da es Grundlage für eine
resiliente Gesellschaft ist.
In einer politisch wie auch ökologisch
angespannten globalisierten Welt wird
deutlich, dass Umwelt-, Gesundheits- und Si-
cherheitsfragen eng miteinander verflochten
sind. Eine intakte Umwelt stellt nicht nur ein
ökologisches und ethisches Ziel dar, sondern

fungiert als zentrale Gesundheitsressource,
die wesentlich zur Stabilität und Sicherheit
moderner Gesellschaften beiträgt.
Anhand dreier beispielhafter Bereiche von
Klimawandel undGesundheit, Luftschadstoffe
und Gesundheit sowie Biodiversität und
Gesundheit werden Schlussfolgerungen
für umwelt- und gesundheitsbezogene
Sicherheitsfragen aufgezeigt. Mit Bezug auf
diese Erkenntnisse trifft die Kommission Envi-
ronmental Public Health zusammenfassend
konkrete Empfehlungen zur Sicherung und
Fortführung der sektorenübergreifenden
Zusammenarbeit zu Umwelt und Gesundheit.

Schlüsselwörter
Öffentliche Gesundheit · Krisen · Ökosystem ·
Klimawandel · Biodiversität

Environment and health—prerequisites for safety and resilience.
Position paper of the Environmental Public Health Commission

Abstract
Negative environmental impacts on human
health—which are a central focus of the
health sciences—are primarily the result of
human interference with ecosystems. This
is evident in global and local issues such as
climate change, environmental pollution,
biodiversity loss, emerging pandemics, and
the numerous health consequences of war.
In times of multiple crises, the interplay
between the environment and health should
be a priority, as it forms the foundation for
a resilient society.
In a globalized world marked by political
and ecological tensions, it is clear that
environmental, health, and security issues are
closely intertwined. An intact environment is
not only an ecological and ethical goal but

also serves as a central health resource that
contributes significantly to the stability and
security of modern societies.
Using three illustrative areas—climate
change and health, air pollutants and health,
and biodiversity and health—conclusions
regarding environmental and health-related
security issues are presented. Based on these
findings, the Environmental Public Health
Commission summarizes specific recommen-
dations for ensuring and continuing cross-
sectoral cooperation on environment and
health.

Keywords
Public health · Crises · Ecosystem · Climate
change · Biodiversity

ursachen gemindert und Resilienz ge-
genüber lokalen und globalen Risiken
gestärkt wird. Ein langfristiges, kontinu-
ierliches, effizientes und an die jeweili-
gen gesundheitlichen Problemlagen an-
gepasstes Handeln ist dabei notwendig.

Schlussfolgerungen für umwelt-
und gesundheitsbezogene
Sicherheitsfragen

1. Klimawandel und Gesundheit

Das Ausmaß und die Vielfalt an gesund-
heitlichenAuswirkungenimZusammen-
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hangmit den Folgen des globalen Klima-
wandels sind mittlerweile unbestritten.
Im aktuellen Lancet Countdown Report
2025 [16]und imSachstandsbericht „Kli-
mawandelundGesundheit 2023“desRo-
bertKoch-Instituts (RKI; [7])wirdaufdie
unterschiedlichen Risiken wie die weiter
zunehmende Anzahl an Tagen mit ho-
hen Lufttemperaturen und erhöhter UV-
Strahlung ebenso wie auf das verstärkte
Auftreten von durch Mücken übertra-
genen Erkrankungen hingewiesen. Das
Gleiche gilt für die zunehmende Bedro-
hung der Landwirtschaft durch Dürren
oder Überflutungen und die damit ein-
hergehenden Folgen für die Versorgung
mit Lebensmitteln. Das Umweltbundes-
amt (UBA) weist zudem auf die zuneh-
mendeHitzebelastung vor allem in Städ-
ten und die davon besonders betroffe-
nen vulnerablen bzw. besonders expo-
nierten Gruppen hin, ebenso wie auf
zunehmende Allergien und die Gefahr
durchMikroorganismen undAlgen [17].
Die Problematik der sozioökonomischen
Ungleichheiten in der Exposition gegen-
über Klimawandelfolgen, in der Emp-
findlichkeit gegenüber den gesundheitli-
chenWirkungenundindenAnpassungs-
kapazitäten spielt globalwie regional eine
wichtige Rolle [1, 18–20]. Auch Zusam-
menhänge zwischen der Klimakrise und
der psychischen Gesundheit gewinnen
an Bedeutung [21].

Allerdings gibt es in den Bereichen
Klimaschutz und Klimaanpassung auch
viele Chancen und erste Erfolge. Die
Chancen einer „ökosaluten“ Politik, die
Synergien von Naturschutz und Ge-
sundheit stärkt und umsetzt, wurden
schon vom Sachverständigenrat für Um-
weltfragen (SRU) skizziert und die Auf-
merksamkeit für die gesundheitlichen
Folgen der Klimakrise nimmt zu. Im-
mer mehr Städte und Gemeinden stellen
ihre Hitzeaktionspläne fertig [1] und
berücksichtigen dabei gesundheitliche
Chancengerechtigkeit (z.B. Hitzeakti-
onsplan Bremen und Bremerhaven im
Rahmen der Klimaanpassungsstrategie
Bremen [22]). Hitzeschutz- und andere
Anpassungsmaßnahmen an die Folgen
des Klimawandels durch die Schaffung,
Erhaltung und Pflege grüner Räume in
Städten haben auch zusätzliche positive
Effekte auf das Sicherheitsgefühl der

Bevölkerung sowie auf die Anzahl von
Kriminalfällen [23].

2. Luftschadstoffe und Gesundheit

Die Luftqualität und ihre Auswirkun-
gen auf die Gesundheit sind ein seit
Jahrzehnten intensiv beforschtes und
diskutiertes Feld [24]. Die WHO hat in
den Air Quality Guidelines (2021) ihre
Empfehlungen für die Richtwerte zum
Schutz der Gesundheit vor Feinstaub-,
Stickstoffdioxid- und Ozon-Expositio-
nen gegenüber früheren Empfehlungen
deutlich abgesenkt [8]. Dies erfolgte auf
Basis der Ergebnisse von weltweiten Stu-
dien, die einen linearen Zusammenhang
zwischen Luftschadstoffkonzentrationen
und der Sterblichkeit robust belegen.
Demnach besitzen bereits Konzentra-
tionen eine gesundheitliche Relevanz,
die deutlich unterhalb der Werte liegen,
die heute noch regelmäßig in zahl-
reichen deutschen Städten gemessen
werden [8]. Dabei spielen auch Um-
weltgerechtigkeitsaspekte eine Rolle, da
unterschiedliche Expositionen gegen-
über Luftschadstoffen innerhalb von
Städten existieren.

Auch wenn die Luftreinhaltung ins-
gesamt eine Erfolgsgeschichte dafür ist,
wie nationale und internationale For-
schung sowie nationale politische und
gesellschaftliche Akteure den Schutz der
Bevölkerung vor Umweltschadstoffen
vorantreiben können, bleibt insbeson-
dere im urbanen Raum und mit Blick
auf Fragen der sozialen Gerechtigkeit
noch einiges zu tun. So sind besonders
sozioökonomisch schlechter gestellte
Bevölkerungsgruppen darauf angewie-
sen, in städtischen Regionen zu wohnen,
die wesentlich stärker vom Auto- und
Transportverkehr belastet sind als ande-
re. Insofern kommen hier nachhaltige
Mobilitätskonzepte zukünftig stärker
zum Tragen zum Erreichen gesundheit-
licher Chancengleichheit [25].

In Wohngebieten, die durch den
Betrieb von Einzelraumfeuerungsanla-
gen geprägt sind, kommt es gerade in
den Übergangsmonaten zu bestimmten
Tageszeiten zu hohen Spitzenkonzen-
trationen von Feinstäuben durch die
Verbrennung von Holz. Nach Angaben
des UBA gab es in Deutschland 2023

allein 11,7Mio. solcher Einzelraumfeue-
rungsanlagen. Insbesondere ältere und
schlecht betriebene Holzöfen verursa-
chen um ein Vielfaches höhere Emis-
sionen als Gas- oder Ölheizungen. Wie
viel Feinstaub tatsächlich ausgestoßen
wird, hängt dabei nicht nur von Art und
Alter der Anlage ab. Auch die Art der
Befeuerung, der Wartungszustand der
Anlagen sowie die Auswahl undQualität
des genutzten Holzes spielen eine Rolle.
Gerade in reinen Wohngebieten kommt
es so sehr häufig zu starken Belastungen
der lokalen Bevölkerung, die zumeist
nicht von der Luftqualitätsüberwachung
adäquat erfasst werden.

Durch die Folgen des Klimawandels
können zudem bestimmte Schadstoffe in
der Zukunft relevanterwerden: Für Fein-
stäube gilt dies aufgrund des zu erwar-
tenden häufigeren Auftretens von Wald-
bränden, welche zu einer sehr hohen
und großflächigen Belastung mit Fein-
stäuben und anderen Verbrennungspro-
dukten führen können. Außerdem kann
durch eine vermehrte Sonneneinstrah-
lung die Entstehung von bodennahem
Ozon begünstigt werden.

Aufgrund erhöhter CO2-Konzentra-
tion produzieren viele Pflanzen mehr
und größere Pollen. Zugleich steigern
die CO2-Konzentration und Schadstoffe
wie Ozon und Feinstaub in der Luft
das Allergiepotenzial der Pollen [26].
Darüber hinaus verändern sich durch
den Klimawandel die Zeiten des Pol-
lenflugs, die Pollenkonzentrationen, das
Pollenspektrum, dieAllergenität der Pol-
len sowie die Ansiedelung bisher nicht
heimischer Pflanzenarten [7].

Zudem können durch Klimawandel-
folgen vermehrt Saharastäube Deutsch-
land erreichen und zu erhöhten Fein-
staubbelastungen führen. Aber auch
durch Extremwetterereignisse in
Deutschland selbst können aufgrund
von Desertifikationsprozessen, welche
durch Starkregenereignisse, aber auch
durch Dürren begünstigt werden, enor-
me Staubaufwirbelungen entstehen, wel-
che die Gesundheit belasten.

Aktuelle Ergebnisse belegen die Ver-
stärkung von Hitzeeffekten durch er-
höhte Luftschadstoffkonzentrationen
und ihre Auswirkungen auf die Gesund-
heit [27]. Aus diesen Gründen empfiehlt
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die Kommission dem RKI und dem
UBA, dieses Handlungsfeld weiter prio-
ritär zu betrachten und die Synergien
mit anderen Handlungsfeldern sichtbar
zu machen. Hier bestehen z.B. große
Potenziale im Zusammenhang mit der
Erstellung und Umsetzung nachhaltiger
Mobilitätskonzepte im urbanen Raum,
aber auch mit der Aufklärung der Bevöl-
kerung im Hinblick auf die Vermeidung
unnötiger Luftbelastungen. Beispielswei-
se werden Silvesterfeuerwerk, Lagerfeu-
er, Holzofennutzung sowie der Betrieb
von benzinbetriebenen Gartengeräten
oder Laubbläsern in der Bevölkerung
hinsichtlich der damit verbundenen Ge-
sundheitsrisiken kaum wahrgenommen.

DieKommissionEnvironmental Pub-
lic Health empfiehlt aus diesen Gründen
die dringende Umsetzung der empfoh-
lenen WHO-Richtwerte [28].

Letztlich ist auch zu bedenken, was
Krisen und Kriege für die Luftbelastung
zusätzlich bedeuten. In Kriegen kommt
es üblicherweise zu massiven Luftbelas-
tungen, ausgelöst z.B. durch Explosio-
nen, Brände, zerstörte Industrieanlagen,
Treibstofflager undmilitärische Logistik.
Ausgedehnte Waldbrände wie auch Zer-
störungen großer Industrieanlagen ha-
ben Emissionen zur Folge, die Länder-
grenzen überschreiten. Die ausgedehn-
tenWaldbrände in Kanada in den Jahren
2023 und 2025 führten zu einer ausge-
prägten zusätzlichen Feinstaubbelastung
sowohl in den USA wie auch in Euro-
pa [29]. Längerfristig bestehende Luft-
belastungen schwächen die Gesundheit
ganzer Bevölkerungen – was die gesell-
schaftliche und auch staatliche Resilienz
reduziert. Luftbelastungen für sich ge-
nommen, aber besonders in Kombinati-
onmitHitzewellenund anderenExtrem-
wettereignissen senken so die Fähigkeit
eines Landes, auf Krisen oder Konflikte
zu reagieren.

3. Biodiversität und Gesundheit

Biodiversität wird im Übereinkommen
über die biologische Vielfalt der Verein-
ten Nationen von 1992 als Vielfalt le-
bender Organismen aus verschiedener
Herkunftwie Land-,Meeres- und sonsti-
gen aquatischen Ökosystemen definiert.
Dies schließt die Vielfalt innerhalb und

zwischen Arten sowie die Diversität der
Ökosysteme ein. Die bis heute geltende
Definition von Gesundheit, die 1948 von
der WHO formuliert wurde, beschreibt
Gesundheit als einen Zustand vollstän-
digen körperlichen, geistigen und sozia-
len Wohlbefindens, der über die Abwe-
senheit von Krankheit hinausgeht [30].
Biodiversität und Gesundheit stehen in
einem engen Zusammenhang.

Das Intergovernmental Science-Poli-
cy Platform on Biodiversity and Ecosys-
tem Services (IPBES) Globale Assess-
ment von 2019 warnt vor einem bei-
spiellosen Artensterben: Etwa eine Mil-
lion Tier- und Pflanzenarten sind dem
Bericht zufolge innerhalb von Jahrzehn-
ten vomAussterben bedroht, wenn nicht
Maßnahmen zur Reduzierung der trei-
benden Faktoren des Biodiversitätsver-
lustswirksamwerden.DerBericht identi-
fiziert Landnutzungsänderungen, direk-
te Ausbeutung, Klimawandel, Umwelt-
verschmutzung und invasive Arten als
Hauptursachen und fordert einen trans-
formativenWandelunsererSysteme [31].

Eine biodiverse Umwelt kann die
Gesundheit von Menschen auf unter-
schiedliche Arten und Weisen schützen
oder fördern: Eine biodiverse Vegetati-
on mit hoher struktureller Komplexität
und Dichte stelle eine wirksame Barriere
gegen ultrafeine Partikel aus Verbren-
nungsprozessen dar [32]. Zudem gibt es
zunehmendHinweise darauf, dass Biodi-
versität einen schützenden Einfluss auf
die Anfälligkeit gegenüber Infektions-
krankheiten hat. Das gilt insbesondere
bei Erkrankungen, die direkt oder indi-
rekt zwischen Tier und Mensch übertra-
gen werden können (vektorübertragene
Zoonosen) und damit einhergehenden
Epidemien [33]. Dies ist u. a. auf den
sogenanntenVerdünnungseffekt zurück-
zuführen [34]: In artenreichen Gebieten
gibt es – auf die gesamte Artenvielfalt be-
zogen – mehrWirte, welche Krankheits-
erreger nicht übertragen. Dadurch sinkt
die Wahrscheinlichkeit, dass Vektoren
infizierte Wirtsorganismen finden. Dies
führt wiederum zu einer Reduzierung
der Infektionsrate in der Vektorpopu-
lation und somit zu einem geringeren
Infektionsrisiko für die Menschen.

Ein wichtiger gesundheitserhaltender
Faktor ist auch die Besiedlung der Haut,

des Darms und anderer Organe des
Menschen mit förderlichen Mikroor-
ganismen: Die Biodiversitätshypothese
legt nahe, dass symbiotische Mikroor-
ganismen im menschlichen Mikrobiom
zu einer gesunden Entwicklung des Im-
mun- und Verdauungssystems beitragen
können [35]. Die Diversität des mensch-
lichen Mikrobioms wird dabei von der
genetischenDisposition, der Umwelt des
Einzelnen sowie seinem Lebensstil, ins-
besondere der Ernährung, beeinflusst.
Menschen, die in städtischen Gebieten
leben, haben im Vergleich zu ländlich
lebenden Menschen weniger Möglich-
keiten, über die Haut, die Nahrung oder
auch über die Atemwege mit nützlichen
Mikroorganismen in Kontakt zu treten
[35].

Das Bevölkerungswachstum und die
Urbanisierung stören die Ökosysteme
und reduzieren oftmals deren Biodiver-
sität. Diese Veränderungen führen mit
hoher Wahrscheinlichkeit zu einer Ver-
armung des menschlichen Mikrobioms
[36] mit negativen Auswirkungen auf
die Immunregulation und die Homöo-
stase [36], was sich bspw. in der Zu-
nahme von Allergien und chronischen
Entzündungskrankheiten zeigt. Dies un-
terstreicht erneut die Notwendigkeit,
präventive Strategien zu entwickeln.

Wichtig ist es zu betonen, dass Biodi-
versität nicht mit grüner und blauer In-
frastruktur gleichzusetzen ist [37],wenn-
gleich diese im urbanen Bereich biodi-
versitätsfördernd sein können. Blaue
und grüne Infrastrukturen sind oftmals
strukturreich gestaltete Räume. Grün-
flächen und ein lokales ökologisches
Regenwassermanagement, mit welchem
Siedlungsflächen widerstandsfähiger ge-
gen die Folgen desKlimawandels werden
sollen,könnendieBiodiversität einesHa-
bitats fördern. Die naturnahe Gestaltung
von blau-grüner Infrastruktur ist nicht
nur eine aktive Klimaanpassung und
Biodiversitätsförderung, sondern stärkt
gleichzeitigdieSchaffungvonErholungs-
und Freizeiträumen [38]. So werden die
Lebens- und Aufenthaltsqualität vor Ort
gesteigert, was zur Stressreduktion bei-
trägt, das Risiko von kardiovaskulären
Erkrankungen senken kann und sowohl
körperliche Aktivität als auch soziale
Kohäsion fördert [39, 40].
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Der Verlust von Biodiversität ist Teil
der planetaren Dreifachkrise, die auch
den Klimawandel und die Emissionen
neuartiger Chemikalien umfasst [1, 37].
Laut derWHOübersteigen die negativen
Auswirkungen des Biodiversitätsverlus-
tes auf die Gesundheit sogar die Risiken
des Klimawandels [33], obwohl dieser
deutlich stärker im öffentlichen Diskurs
adressiert wird.

Ökologische Stabilität kann als Vor-
aussetzung gesellschaftlicher und staatli-
cher Sicherheit verstanden werden [41].
Es ist essenziell, den Schutz der Biodi-
versität und ihrer Leistungen in natio-
nale Sicherheitsstrategien zu integrieren,
um langfristige Resilienz und Stabilität
zu gewährleisten [14]. Als natürliche In-
frastruktur tragen Ökosysteme auf viel-
fältigeWeise zumSchutz und zurVersor-
gung der Bevölkerung bei, beispielsweise
indem sie Trinkwasser bereitstellen, die
Auswirkungen des Klimawandels abmil-
dern oder die Grundlage für die Erzeu-
gung von Lebensmitteln und Biomasse
sind [14, 42].

Biodiversität sollte zukünftig intensi-
ver imZusammenhangmitGesundheits-
undKrankheitsfragenuntersucht und im
Rahmen der Wissenschaftskommunika-
tion stärker in dieÖffentlichkeit getragen
werden [43].Mittel- bis langfristig könn-
te sich der Biodiversitätsverlust ähnlich
wie der Klimawandel als „Risikomulti-
plikator“ erweisen, der bestehende poli-
tische, soziale und wirtschaftliche Span-
nungen verschärfen kann [44]. Biodiver-
sitätsschutz ist daher nicht allein eine
ökologische, sondern auch eine sicher-
heitspolitische Aufgabe.

Empfehlungen der Kommission
Environmental Public Health

Die Kommission Environmental Public
Health trifft vor diesemHintergrund zu-
sammenfassend folgende Feststellungen
und gibt folgende konkrete Empfehlun-
gen zur Sicherung und Fortführung der
sektorenübergreifenden Zusammenar-
beit zu Umwelt und Gesundheit:
1. Umwelt und Gesundheit als strate-

gisches Querschnittsthema institu-
tionell verankern
Die Kommission Environmental
Public Health empfiehlt, das Thema

Umwelt und Gesundheit nachhaltig
in den nachgeordneten Behörden
des Bundesgesundheitsministeriums
(Robert Koch-Institut [RKI] und
Bundesinstitut für Öffentliche Ge-
sundheit [BIÖG]) und des Bundesmi-
nisteriums für Umwelt, Klimaschutz,
Naturschutz und nukleare Sicher-
heit ([BMUKN], Umweltbundesamt
[UBA], Bundesamt für Naturschutz
[BfN] und Bundesamt für Strahlen-
schutz [BfS]) zu verankern. Hierfür
wäre eine Forschungs- und Maß-
nahmen-Agenda hilfreich, die neben
Umwelt- und Gesundheitsschutz
auch Fragen der Gesundheitsför-
derung und Gerechtigkeit sowie
Verhältnis- und Verhaltenspräventi-
on umfasst. Die enge Abstimmung
zwischen dem Gesundheits- und
dem Umweltsektor sowie weiterer
Sektoren (Verkehr, Wirtschaft, Arbeit
und Soziales u. a.) ist von zentra-
ler Bedeutung für erfolgreiche und
problemorientierte Analysen und
darauf aufbauende politische und
planerische Empfehlungen in diesem
Bereich. Hier sind in den letzten
Jahren vielversprechende Ansätze
implementiert worden, die allerdings
bei Weitem nicht ausreichen, um
der Problemlage planetarer Krisen
gerecht zu werden.

2. Datenlücken schließen, um Hand-
lungsmöglichkeiten von Gesund-
heitsfachkräften zu fördern
Entscheidend für eine enge Zusam-
menarbeit zwischen den Sektoren
Umwelt und Gesundheit ist die
Nutzung vorhandener Daten. Die
beteiligten Einrichtungen sollten ge-
meinsam mit Forschungseinrichtun-
gen die Nutzung und den Zugang zu
behördlichen Daten abstimmen. Ziel
ist es, einen Ansatz „Environmental
Health in All Policies“ erfolgreich
umzusetzen, der systematisch auch
Fragen der Gerechtigkeit berück-
sichtigt („Environmental Health
Equity in All Policies“) und konkrete
Optionen für politische und pla-
nerische Maßnahmen aufzeigt. Für
den Klimaschutz bedeutet das: Eine
enge interdisziplinäre Zusammen-
arbeit ist notwendig – insbesondere
zwischen Public Health, Klimafol-

genforschung, Raum-, Landschafts-
und Stadtplanung sowie der Poli-
tik. Dabei müssen Aspekte sozialer
Gerechtigkeit und Gesundheitsge-
rechtigkeit konsequent integriert
werden [18]. Gesundheitsfachkräfte
müssen in die Lage versetzt werden,
klimabedingte Gesundheitsrisiken
frühzeitig zu erkennen und als Trei-
ber von Veränderungsprozessen
„change agents“ angemessen darauf
zu reagieren. Dafür erforderlich sind
die Schulung und Weiterbildung von
Gesundheitspersonal zum Umgang
mit klimabedingten Krankheiten und
die Entwicklung von Präventions-
strategien [1, 45].

3. Bewusstsein für Gesundheitsrisiken
stärken, Informationen bündeln
und transparent offenlegen
Es sollten Kommunikations- und
Edukationsformate angestoßen wer-
den, mithilfe derer die Bürgerinnen
und Bürger alle notwendigen In-
formationen zu umweltbezogenen
Gesundheitsfragen, unabhängig von
der Zuständigkeit, zentral auffinden.
Das Bundesinstitut für Öffentliche
Gesundheit (BIÖG) könnte hierfür
eine geeignete Einrichtung sein. Die
Kommission Environmental Public
Health befürwortet eine transparente
Kommunikation von Risiken und
Ressourcen der Umwelt, die auch so-
zioökonomische Ungleichheiten und
das Verursacherprinzip in Hinsicht
auf Umwelt- und Gesundheitsbelas-
tungen adressiert. Bezüge zwischen
Umwelt und Gesundheit sollen trans-
parent und im offenen Dialog mit
der Bevölkerung diskutiert werden.
Die entsprechenden Maßnahmen
sollen fair und nachvollziehbar sein.
Ein Beispiel ist die Mobilitätswende:
Die Förderung umweltfreundlicherer
Verkehrsmittel führt zur Verringe-
rung der Luftverschmutzung sowie
zu höherer körperlicher Aktivität und
verbessert damit die Lebensqualität.
Gesundheit und umweltbezogene
Prävention müssen in den Mittel-
punkt politischer Entscheidungen
gerückt werden und es sollten trans-
formative Maßnahmen ergriffen
werden, die über bisherige Ansätze
hinausgehen [1, 2, 46]. Soziale Inno-
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vationen sind dabei ebenso wichtig
wie technologische Innovationen, um
die gesundheitlichen Folgen des Kli-
mawandels gerecht zu bewältigen und
die nationale Sicherheit zu gewähr-
leisten [1, 47]. Die Umsetzung von
entsprechenden Maßnahmen, die
zudem sogenannte Co-Benefits (d.h.
positive Nebeneffekte) generieren,
kann nicht nur die klimabedingten
Gesundheitsrisiken reduzieren, son-
dern auch soziale, wirtschaftliche und
sicherheitspolitische Vorteile mit sich
bringen [1, 45, 48]. Entsprechend
wichtig ist die politische Förderung
der Erforschung und Umsetzung
dieser Maßnahmen.

4. Forschung zu Umwelt und Ge-
sundheit stärken – bestehende
Maßnahmen evaluieren
Für die zentralen Handlungsfelder
Umweltschadstoffe, Klimawan-
del und in Teilen für Biodiversität
liegt mittlerweile umfangreiches
wissenschaftliches Wissen vor, so-
dass nunmehr die flächendeckende
Umsetzung fortgesetzt oder be-
gonnen werden sollte. Bestehende
Forschungslücken müssen noch
geschlossen werden.
Die wissenschaftliche Befassung mit
diesen Themen ist sicherheitsrele-
vant, weil eine Vernachlässigung von
Umweltschutz und umweltassozi-
ierten Gesundheitsfragen staatlich
zu garantierende Lebensgrundlagen
infrage stellt. Für die Kommission
ist es zentral, dass die gesundheitli-
chen Folgen diverser Maßnahmen
in diesen Handlungsfeldern gerade
auch im Hinblick auf gesundheitliche
Chancengerechtigkeit evaluiert und
dokumentiert werden.
Zukünftige Forschung zum Klima-
wandel sollte sich verstärkt mit den
Auswirkungen des Klimawandels
auf die menschliche Gesundheit, der
Entwicklung von Frühwarnsystemen,
der Identifizierung von Anpassungs-
strategien für besonders gefährdete
Gruppen und den Auswirkungen
klimabedingter Migration auf die
Gesundheitsinfrastruktur befassen
[1, 46, 48]. Die Forschung zum Kli-
mawandel sollte effizient organisiert
und interdisziplinär koordiniert wer-

den, um dem hohen Handlungsdruck
gerecht zu werden [49]. Auch in der
Nationalen Sicherheitsstrategie der
Bundesregierung wird anerkannt,
dass globale Umweltveränderungen
(Klimawandel, Biodiversitätsverlust)
die Lebensgrundlagen bedrohen und
damit sicherheitsrelevante Risiken
erzeugen – etwa durch Konflikte um
Wasser oder Nahrung sowie durch
Migration [50]. Im nationalen Si-
cherheitsrat findet ein integrierter
Sicherheitsansatz allerdings bislang
keine Berücksichtigung, das Umwelt-
ministerium ist nicht vertreten. Die
Kommission Environmental Public
Health kann hierbei begleitend tä-
tig werden und ihren Sachverstand
einbringen.

Zusammenfassend weist die Kommissi-
on Environmental Public Health darauf
hin, dass es bei der Thematik Um-
welt und Gesundheit um entscheidende
zukunftsgerichtete, sicherheitsrelevante
Fragen und Weichenstellungen geht, die
für die Resilienz, Handlungsfähigkeit
und langfristige Wohlstandssicherung
Deutschlands von zentraler Bedeutung
sind.

DieKommissionbetont ausdrücklich,
dass der enge Bezug von Umwelt und
Gesundheit auch und gerade angesichts
aktueller innen- und außenpolitischer
Krisen und politischer Spannungen von
zentraler Bedeutung ist. Umwelt- und
Gesundheitsrisiken beeinflussen die ge-
sellschaftliche Stabilität, die wirtschaftli-
cheLeistungsfähigkeit unddie Sicherheit
Deutschlands unmittelbar.Deshalbmüs-
sen stringente Maßnahmen gerade jetzt
geplant und umgesetzt werden.

Maßnahmen des Umwelt- und Kli-
maschutzes können helfen, Konflikte
und Krisen zu vermeiden. In jedem
Fall sollten militärische Auseinander-
setzungen aus humanitären Gründen
und Gründen des Umweltschutzes un-
bedingt vermieden werden. Sie tragen
ihrerseits wesentlich zu den krisen-
haften planetaren Veränderungen bei
und gefährden so nicht nur akut, son-
dern auch dauerhaft lebenswerte und
gesundheitsförderliche Lebensbedin-
gungen weltweit. Aber selbst und gerade
im Verteidigungsfall ist diese Thematik

ebenfalls von zentraler Bedeutung für die
Gesundheit der Bevölkerung sowie der
militärischen und zivilen Einsatzkräfte,
denn deren Resilienz und Einsatzfähig-
keit hängt direkt von ihrer Gesundheit
ab. Damit wird deutlich, dass Umwelt-
und Gesundheitsschutz wesentliche Be-
standteile einer modernen integrierten
Sicherheitsvorsorge Deutschlands sind.

Auch vorhersehbare gesundheitliche
Gefahren durch Umweltkontaminatio-
nen im Krisen- oder Verteidigungsfall
erfordern eine starke Gesundheitsvor-
sorge undÜberwachung derUmweltme-
dien. Sie kann nicht erst im Bedarfsfall
aufgebaut werden und daher sollten
bestehende Strukturen gestärkt und aus-
gebaut werden, u. a. um Kompetenz und
Ausstattung für den Notfall vorzuhalten.
Dies ist eine wichtige Investition in die
Krisenvorsorge und Zukunftsfähigkeit
Deutschlands und stärkt zugleich die
Fähigkeit des Staates, auf gesundheitli-
che und umweltbezogene Gefährdungen
wirksam zu reagieren. Die Vorbereitung
auf Krisensituationen ist insofern auch
zentral, um die Belastungen des bereits
stark unter Druck stehenden Gesund-
heitssystems zu reduzieren.

DieKommission steht in diesemKon-
text zur wissenschaftlichen Diskussion
und weiteren koordinierten Beratung
gern zur Verfügung.
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